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 Aus aktuellem Anlass

Enrique H. Prat

Bioethikkommission: eine Bilanz

Am 5. Oktober läuft das Mandat der Mitglieder 
der „Bioethikkommission beim Bundeskanzleram-
tes“ ab. Auch jenes des Vorsitzenden. Somit steht 
eine Wachablöse (oder mögliche Wiederbesetzung 
der Stellen) an. Sie läuft zwar plangemäß, spannend 
wird sie dennoch. Denn der Bundeskanzler als Auf-
traggeber der Kommission gehört nicht mehr der 
ÖVP sondern der SPÖ an. Wird sich der neue SP-
Kanzler von denselben (VP-nahen) Naturwissen-
schaftlern, Medizinern, Philosophen, Juristen und 
Theologen, die seinen Vorgänger beraten haben, 
die ethischen Richtlinien der neuen Biopolitik vor-
geben lassen? Oder wird er die Zusammensetzung 
des Gremiums so verändern, dass es ideologisch 
mehr in die Nähe der Sozialdemokratie rückt? Wer 
wird zum Vorsitzenden des Ethik-Organs gekürt?

Die Bioethikkommission beim Bundeskanz-
leramt wurde 2001 eingesetzt. Zur gleichen Zeit 
hat der Deutsche Kanzler Schröder ein ähnliches 
beratendes Gremium eingesetzt: den Nationalen 
Ethikrat. Das Mandat der Mitglieder dieses Rates ist 
Ende Juli abgelaufen. Den Nationalen Ethikrat gibt 
es nicht mehr. Mit 1. August 2007 trat das Ethikrat-
gesetz1 in Kraft. Ein Jahr lang wurde es vorbereitet 
und am 16. Juli vom Bundestag verabschiedet. Da-
mit wird ein unabhängiger Sachverständigenrat, 
der Bundestag und Bundesregierung beraten wird, 
konstituiert: der Deutsche Ethikrat. Die Deutsche 
Bundesregierung hat die sechsjährige Arbeit des Na-
tionalen Ethikrates hinterfragt und auf diese Weise 
die Konsequenzen gezogen. In Österreich wird of-
fensichtlich noch nicht darüber nachgedacht.

Wozu die Bioethikkomission?

Sechs Jahre nach der Einsetzung der Bioethik-
komission ist es Zeit, Zwischenbilanz zu ziehen. 
Aufgabe der Bioethikkommission ist laut Bundes-
gesetzblatt „die Beratung des Bundeskanzlers in 

allen gesellschaftlichen, naturwissenschaftlichen 
und rechtlichen Fragen aus ethischer Sicht“. Das 
Gremium besteht aus derzeit 19 Mitgliedern, die 
auf zwei Jahre bestellt werden. Statutengemäß hat 
die (ehrenamtlich arbeitende) Kommission jährlich 
einen Tätigkeitsbericht vorgelegt und diesen auch 
auf ihrer Homepage veröffentlicht. Über das Jahr 
2006 liegt der Öffentlichkeit (noch) kein Bericht 
vor. Zum Ablauf des derzeitigen Mandats müsste 
ein zweijähriger Bericht verfasst werden.

Die Kommission hat in den letzten sechs Jah-
ren monatliche Sitzungen abgehalten und dabei 
zahlreiche Themen behandelt. Die Kommission hat 
seit ihrem Bestehen eine Empfehlung (jene der bio-
medizinischen Konvention des Europarates beizu-
treten, 2002) und fünf Stellungnahmen abgegeben 
(u. a. zur Frage der innerstaatlichen Umsetzung der 
Biotechnologie-Richtlinie, 2002, einen Zwischen-
bericht in Hinblick auf eine Stellungnahme zum 
Klonen, 2003), vier Tätigkeitsberichte und drei 
Sachberichte (Nanotechnologie 2007; Biobanken 
2007; Präimplantationsdiagnostik 2004) vorgelegt, 
die auch im Internet veröffentlicht wurden2. Im 
Vergleich mit dem deutschen Nationalen Ethikrat 
(12 Stellungnahmen, 15 Infobriefe, 6 Tagungsdoku-
mentationen, 23 Protokolle von Sitzungen, Tagun-
gen und Anhörungen und 2 Studien)3 eine nicht 
überragende Leistung.

Das Ziel, medizin-ethische und biotechnologi-
sche Themen breit in der Öffentlichkeit zu debat-
tieren, hat die Bioethikkommission nicht geschafft. 
Während der deutsche Nationale Ethikrat im Zen-
trum der biopolitischen Debatte Deutschlands 
stand, war die Bioethikkommission trotz einiger 
Pressekonferenzen und Auftritte bei verschiede-
nen Symposien als Mitveranstalter, medial kaum 
präsent. Bei wichtigen und komplexen Themen wie 
etwa Klonen, Präimplantationsdiagnostik und Re-
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produktionsmedizin fand das Ethik-Organ des Bun-
deskanzlers nicht einmal zu einem Konsens und gab 
letztlich zwei gegensätzliche, getrennte Stellung-
nahmen mit einem Stimmenverhältnis von 11 zu 9 
ab – eine Tatsache, die weder für den Bundeskanzler 
noch für die Öffentlichkeit hilfreich gewesen ist.

Die Einsetzung der Bioethikkomission: eine 
Fehlentscheidung?

Wozu wurde die Bioethikkomission einge-
setzt? Die Biopolitik, d. h. die politische Regelung 
des Einsatzes der Biotechnologie für Zwecke der 
Forschung, der Heilbehandlung und der mensch-
lichen Reproduktion, ist praktisch in allen Län-
dern „Chefsache“ geworden. Da die biotechnolo-
gische Forschung in vielen Punkten auf ethische 
Grenzen stößt, wirft sie laufend Fragen auf, ob 
man alles darf, nur weil es technisch machbar ist. 
Darüber herrscht weder gesellschaftlicher noch 
politischer Konsens. Politiker können und wollen 
sich jedoch nicht den Vorwurf gefallen lassen, un-
ethisch zu handeln. Und schon gar nicht den Vor-
wurf, forschungs- oder fortschrittsfeindlich zu 
sein. Ein Seiltanz, der ein Sicherungsnetz braucht: 
Bioethikkommissionen kommen da gelegen, um 
eine ethische öffentlichkeitswirksame Zertifi-
zierung dessen zu geben, was politisch gerade 
durchgesetzt werden will. Dann liegt der Verdacht 
nahe, dass hier Moral für Politik instrumentali-
siert wird. Und Bioethikkommissionen würden 
bloß zum Feigenblatt der jeweiligen Regierung, 
wenn es eigentlich darum ginge, politisch auch 
unpopuläre und einschneidende Regelungen im 
Einsatz der Biotechnologie für Zwecke der For-
schung, der Heilbehandlung und der menschli-
chen Reproduktion zu finden.

Der Konsens als moralische Legitimation?

Was Moral ist, ist keine Frage, die sich demo-
kratisch beantworten lässt. Die Tatsache, dass in 
einem Gremium Konsens herrscht, gibt für sich 
genommen nur eine sehr schwache moralische 
Legitimierung ab. Konsens muss die Folge des 

Bemühens um die Wahrheit bleiben, die – so un-
zugänglich sie auch erscheinen mag – immer das 
Ziel der philosophischen Reflexion und daher auch 
der Bioethik ist und bleiben muss. Ein Konsens 
ohne Wahrheit darf nicht zum Gegenstand der 
Bioethik werden. Wenn man in erster Linie sehn-
süchtig den Konsens anstrebt, ist die Versuchung 
sehr groß, im Umkehrschluss den Konsens als Kri-
terium der Wahrheit heranzuziehen. Daraus resul-
tiert einerseits ein unbefriedigender moralischer 
Minimalismus und anderseits eine Pervertierung 
der Toleranz. Ein Bestandteil des politischen Ethos 
der Demokratie ist der Respekt vor Mehrheitsent-
scheidungen. Doch diese werden deshalb nicht 
zum Ermittlungsverfahren der Wahrheit erklärt, 
noch bekommen sie auf demokratischem Wege 
ihre moralische Legitimation. Man müsste umge-
kehrt darauf bestehen, dass die Mehrheit nur jene 
Entscheidungen trifft, die den Kriterien der Wahr-
heitsfindung am besten entsprechen und deshalb 
moralisch auch legitimiert werden können. Die 
Bemühung um die Wahrheit gehört ja unbedingt 
zum politischen Ethos. Während in der Politik der 
Konsens Staat und Gesetzgebung legitimiert, kann 
er in der Moral höchstens ein Zeichen für die sozi-
ale und politische Geltung der Norm sein, welche 
die moralische Legitimation letztlich von woan-
ders beziehen muss. Welche ist also die moralische 
Qualität des interdisziplinären Konsensurteils von 
Naturwissenschaftlern, Medizinern, Philosophen, 
Juristen und Theologen einer Kommission? Was 
sollen Politiker machen, wenn sich in den wirklich 
brennenden Fragen die Kommissionen mit zwei 
oder drei alternativen und gegensätzlichen Emp-
fehlungen äußern?

Zusammensetzung und Auswahlmodus fraglich

Die Zusammensetzung und der Auswahl-
modus der Kommissionsmitglieder sind für die 
moralische Qualität ihrer Stellungnahmen nicht 
irrelevant. An sich könnte man nichts dagegen 
einwenden, dass Politiker sich an bestehende un-
abhängige Institutionen wenden oder sich un-
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abhängige Ethikberater in biopolitischen Fragen 
aussuchen. Dann aber sollten die Empfehlungen 
dieser Kommissionen nicht den Charakter von den 
üblichen an die Öffentlichkeit gerichteten Stel-
lungnahmen haben, denn nur der Politiker trägt 
die Verantwortung für seine Entscheidungen. 
Ganz anders, wenn diesen Kommissionen eine Öf-
fentlichkeitsaufgabe als Vorbote einer moralisch 
vertretbaren Biopolitik zugedacht wird, wie es auf 
Grund der Pressekonferenzen, Presseerklärungen, 
öffentlichen Stellungnahmen und Fachtagungen 
ganz offensichtlich ist. Das Problem der fachlichen 
Zusammensetzung einer Bioethikkommission ist 
deshalb sehr groß, weil es eine wertneutrale Wis-
senschaft nur auf dem Papier gibt und ein wertneu-
traler Wissenschaftler nicht einmal denkbar ist. 
Diesem Problem versuchen manche Kommissionen 
beizukommen, indem sie sich einem sehr breiten 
Diskussionsprozess stellen. So sind z. B. Sitzungen 
des deutschen Nationalen Ethikrats öffentlich. Für 
die österreichische Bioethikkommission scheint 
jedoch dieses Problem nicht zu existieren.

Aber auch der Auswahlmodus der Mitglieder 
solcher bioethischen Kommissionen wie der ös-
terreichischen oder der deutschen ist problema-
tisch. Dass diese Berater direkt von dem zu bera-
tenden Politiker, dem Bundeskanzler, ohne eine 
von der Öffentlichkeit überprüfbare Auswahl-
prozedur festgelegt werden, wirft ein schlechtes 
Licht auf die Unabhängigkeit des Gremiums. In 
Deutschland wurde zumindest der Vorsitzende 
des Nationalen Ethikrates von den Mitgliedern 
aus ihrer Mitte gewählt, in Österreich wird auch 
er allein vom Bundeskanzler bestimmt. Im Unter-
schied zum Nationalen Ethikrat werden ab nun 
die 26 ehrenamtlichen Mitglieder des Deutschen 
Ethikrats vom Präsidenten des Bundestages je 
zur Hälfte auf Vorschlag des Bundestages und der 
Bundesregierung ernannt. Ein wichtiger Schritt 
in die richtige Richtung.

Ganz in der Linie des Mangels an Unabhän-
gigkeit der Kommission steht dagegen die Ab-
änderung der Einsetzungsverordnung von 2001, 

die der österreichischen Bundeskanzler jeweils 
2003 und 2005 veranlasst hat. 2003 gefiel es dem 
Bundeskanzler nicht mehr, dass der Vorsitzende 
nicht wieder bestellbar ist und ließ den zweiten 
Satz von § 4 Absatz 1 streichen.4 So kam es zu einer 
Lex „Huber“. Johannes Huber stand also diesem 
Gremium drei Perioden lang vor und hätte wohl 
noch länger bleiben können, wäre er nicht über 
eine unsaubere Lösung von Interessenskonflikten 
gestolpert. Aber auch der 2. Satz von § 4 Absatz 1, 
der die Dauer der Dienste der Mitglieder auf maxi-
mal sechs Jahre limitieren wollte, hat offensicht-
lich den Bundeskanzler gestört. 2005 wurde das 
per Verordnung gelöst. Nun gibt es keine Grenze 
mehr.5 Die Originalversion der Verordnung hätte 
die Unabhängigkeit des Gremiums gefördert. Es 
wäre freier, weil es sich weniger darum kümmern 
müsste, wiedergewählt zu werden.

Natürlich schafft der Wechsel an der Spitze 
des Bundskanzleramts eine neue Situation. Dass 
der neue Bundeskanzler auch eine Bioethikkom-
mission will, ist nicht zu bezweifeln. Aus den 
oben erwähnten Gründen ist es für ihn sicher bes-
ser, eine zu haben. Aber will er die bestehenden 
Mitglieder? Wahrscheinlich nicht: Er wird versu-
chen, die Kommission umzumodeln, so dass sie 
ideologisch halbwegs mit ihm harmoniert. Das 
wird ihm jetzt leichter gelingen, da kurz vor Man-
datsablauf einige Mitglieder signalisiert haben, 
nicht mehr zur Verfügung zu stehen, und außer-
dem der Vorsitzende in den vergangenen Monaten 
als „untragbar“ deklariert wurde.

Der Abschuss des Vorsitzenden

Über den Vorsitzenden Huber wurde in den 
letzten Monaten Gericht gehalten – von Kollegen 
aus der Ärzteschaft, von Politikern, von Medienleu-
ten und nicht zuletzt von einigen Mitgliedern der 
Bioethikkomission, die ihn für schuldig befanden. 
Warum musste Huber gehen? Sicherlich nicht we-
gen eines Gesetzesverstoßes. Der mediengewandte 
Professor ist und war zweifellos sehr geschäfts-
tüchtig. Er ist Miteigentümer einiger Firmen. So 
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ist anzunehmen, dass er mit der Hormonersatzdi-
agnose und -therapie der Firma Menox nicht große 
Verluste einfährt und dass der Vertrieb von Meno-
flavon, ein von ihm patentiertes, sehr verbreitetes 
natürliches Hormonersatzpräparat, sehr lukrativ 
sein dürfte. Auch dass die Anti-Aging-Partys und 
Kreuzfahrten gut gelaufen sind, dürfte allgemein 
bekannt sein. All dies haben die Henker Hubers 
schon immer gewusst, doch sie haben geschwie-
gen. Nun hat man den Eindruck, dass einige von 
Hubers jetzigen Feinden alte Rechnungen beglei-
chen wollen. Interessant ist der Frontalangriff des 
Kommissionsmitglieds Ulrich Körtner, der laut 
Mitgliedern der Bioethikkomission bis jetzt mit 
Huber ziemlich harmonierte. Soweit es sich aus 
den Berichten feststellen lässt, war er bei Abstim-
mungen immer einer Meinung mit Huber. Die 
Frage muss erlaubt sein, warum er sich erst jetzt in 
einer so angriffslustigen, unkollegialen und gehäs-
sigen Art gegen Huber gewandt hat. Körtner möch-
te selbst gerne neuer Vorsitzender sein, heißt es 
hinter vorgehaltener Hand. Er wollte sicher gehen, 
dass Huber endgültig aus dem Rennen ist. Arme Bi-
oethikkomission, ginge diese Rechnung auf ! Es ist 
zu hoffen, dass das Bundeskanzleramt bei diesem 
unsauberen Spiel nicht mitmachen wird.

Was nun? Eine Empfehlung

Nach einer sechsjährigen, ziemlich farblosen 
Story mit erbarmungslosem Ende wäre es vorerst 
das Beste, die Bioethikkomission in ihrer bisheri-
gen Form überhaupt abzuschaffen. Jetzt bestünde 
die Chance, eine neue Ethikkommission zu grün-
den, die dem Parlament zugeordnet wird, mit ei-
nem demokratischeren Wahlmodus für die Mitglie-
der und mit dem Auftrag, transparent und offen zu 
bleiben. Das ist der neue Weg, den die Deutsche 
Bundesregierung eingeschlagen hat. Ähnliche  Mo-
delle existieren in anderen europäischen Ländern. 
Man könnte sich z. B. am französischen „Comité 
Consultatif National d’Ethique pour les sciences de 
la vie et de la santé“ orientieren. Der Bundeskanz-
ler wäre jedenfalls gut beraten, sich etwas Neues 

einfallen zu lassen. Das Ende mit Schrecken des 
dritten Mandats des Vorsitzenden der Bioethikko-
mission wäre jedenfalls ein guter Anlass für eine 
Rundumerneuerung der Bioethik-Kommission.
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